Satzung finale Version / Am 15.05.2023 von DAKEP-Mitgliederversammlung beschlossen

Satzung des Vereins
Deutsche Arbeitsgemeinschaft Krankenhauseinsatzplanung (DAKEP) e.V.

Vorbemerkung:

In dieser Satzung ist auf die gleichzeitige Nennung der jeweiligen mannlichen/
weiblichen/diversen Sprachform verzichtet worden. Hierdurch wird jedoch ausdrick-
lich weder eine geschlechtsspezifische Einschrankung noch eine Diskriminierung
vorgenommen.

§ 1 Name, Sitz, Geschaftsjahr

1. Der Verein tragt den Namen Deutsche Arbeitsgemeinschaft Krankenhauseinsatz-
planung (DAKEP) e.V. Der Verein ist beim Amtsgericht KoIn in das Vereinsregister
eingetragen.

2. Der Sitz des Vereins ist in Koln

3. Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

1. Zweck des Vereins ist die Forderung des offentlichen Gesundheitswesens und der
offentlichen Gesundheitspflege.

2. Der Vereinszweck soll insbesondere verwirklicht werden durch die bundesweite
Vernetzung unterschiedlicher Akteure, die sich mit dem landerspezifisch gesetzlich
geforderten Erstellen eines Krankenhauseinsatzplans beschaftigen, sowie durch die
Durchfiihrung von Schulungen und Ubungen zu diesem Thema.

3. Der Verein mochte die Steuerung von Sonderlagen und Schadensereignissen in
Krankenhausern, Pflegeheimen, Reha-Einrichtungen und sonstigen Einrichtungen im
Gesundheits-system verbessern und die Resilienz der genannten Institutionen
starken. Der Verein kann dazu auch ein Forum und Fortbildungsangebot zur
Weitergabe von Informationen und Hinweisen einrichten sowie die Standards zur
Bewaltigung interner und externer Gefahrenlagen in den o.g. Einrichtungen bundeln
und weitergeben.

4. Ferner versteht sich der Verein als Ansprechpartner fur alle Mitarbeiter von
Krankenhausern, Pflegeheimen, Reha-Einrichtungen und sonstigen vergleichbaren
Einrichtungen sowie Rettungsdiensten, der 6ffentlichen Verwaltung und der Politik.
Der Verein mochte Symposien, Schulungen, Tagungen und Seminare und
Fortbildungen zu den o0.g. Themen durchfuhren. Er arbeitet dabei interdisziplinar mit
national und international anerkannten wissenschaftlichen Methoden, erstellt
Positionspapiere bei akuten Krisen und gibt Hilfestellung bei der Erstellung von
Musteralarmplanen.


Anlage zum Protokoll der DAKEP-Mitgliederversammlung 2023

Günter Scholtes
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§ 3 Gemeinniitzigkeit

1. Der Verein verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im
Sinne des Abschnitts ,Steuerbegunstigte Zwecke" der Abgabenordnung.

2. Der Verein ist selbstlos tatig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke. Alle Mittel des Vereins dirfen nur zu satzungsmafigen Zwecken verwendet
werden.

3. Der Verein ist parteipolitisch und religids neutral.

4. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Keine
Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch
unverhaltnismaflig hohe Vergltungen begunstigt werden.

5. Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Anspruche auf Zahlung
des Wertes eines Anteils am Vereinsvermogen.

§ 4 Erwerb und Arten der Mitgliedschaft

1. Mitglied des Vereins kann jede volljahrige naturliche Person werden. Der
Aufnahmeantrag ist unter Verwendung des Webformulars auf der Internetseite des
Vereins (www.dakep.de), alternativ postalisch oder per E-Mail unter Angabe von
Name, Adresse (sowie, falls vorhanden, E-Mail-Adresse) an den Vorstand zu richten.
Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Zugang der Aufnahmebestatigung in Textform (E-
Mail genugt). Fur Neumitglieder ist die Voraussetzung fur die Mitgliedschaft die
Erteilung eines SEPA-Lastschriffmandates fur den automatischen Einzug des
Mitgliedsbeitrages.

2. Uber die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Mit der Aufnahme erkennt das
Mitglied die Vereinssatzung und etwaige Vereinsordnungen in der jeweils gultigen
Fassung an und ist verpflichtet, diese Regelungen zu beachten und einzuhalten. Ein
Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme muss nicht
begrindet werden.

3. Die Mitgliederversammlung kann Ehrenmitglieder ernennen und diesen Status
auch wieder aberkennen. Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit und
haben ansonsten alle Rechte und Pflichten der anderen Mitglieder.

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft
1. Die Mitgliedschaft endet

- durch Austritt aus dem Verein (Kindigung durch das Mitglied)
- durch Ausschluss aus dem Verein

- durch Tod des Mitglieds

- durch Streichung von der Mitgliederliste.

2. Der Austritt aus dem Verein (Kundigung) erfolgt durch postalische Erklarung des
Mitglieds oder per E-Mail gegenuber dem Vorstand mit einer Frist von 3 Monaten
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zum Jahresende.

3. Ein Mitglied kann vom Vorstand von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn
es sich mit der Zahlung seines Beitrages trotz Mahnung langer als 3 Monate im
Ruckstand befindet; es genlgt der Ruckstand mit einem Teil des Beitrages. In der
Mahnung ist auf die mogliche Streichung hinzuweisen. Der Verein muss den Zugang
der Mahnung nicht nachweisen, es genugt die ordnungsgemale Absendung an die
letzte vom Mitglied bekanntgegebene Adresse. Die Mahnung kann auch an die letzte
dem Vorstand bekanntgegebene E-Mail-Adresse erfolgen.

4.

a) Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erldschen alle
Anspriche aus dem Mitgliedschaftsverhaltnis. Noch ausstehende Verpflichtungen,
insbesondere Beitragspflichten, bleiben hiervon unberlhrt. Vereinseigene Gegen-
stéande sind dem Verein unverzuglich am Vereinssitz herauszugeben.

b) Dem ehemaligen Mitglied steht beim Ausscheiden aus dem Verein kein Anspruch
auf anteilige Ruckzahlung des Beitrags zu.

§ 6 Ausschluss aus dem Verein

1. Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen, insbesondere wenn ein
Mitglied

- grobe Verstolie gegen die Satzung und Ordnungen begeht oder
- in grober Weise den Interessen des Vereines und seiner Ziele zuwiderhandelt.

Derartige grobe VerstoRe sind z.B. eine erhebliche Stérung des Vereinsfriedens,
etwa durch Beleidigung anderer Mitglieder oder eine nicht unerhebliche finanzielle
Schadigung des Vereins.

2. Zur Antragstellung beim Vorstand ist jedes Vereinsmitglied berechtigt.

3. Der Antrag auf Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied samt Begrindung per
Einschreiben zuzuleiten. Das betroffene Mitglied wird aufgefordert, innerhalb einer
Frist von drei Wochen ab Zustellung zu dem Ausschlussantrag Stellung zu nehmen
(Anhorung). Nach Ablauf der Frist entscheidet der Vorstand unter Berucksichtigung
der Stellungnahme des Mitglieds Uber den Ausschluss.

4. Der Ausschlussbeschluss wird mit Bekanntgabe an das betroffene Mitglied
wirksam. Der Beschluss ist dem Mitglied mit eingeschriebenem Brief mitzuteilen. Die
nachste Mitgliederversammlung ist Uber den Ausschluss des Mitglieds zu
informieren.

5. Kdnnen Ausschlussantrage und/oder —beschliusse dem betroffenen Mitglied trotz
ordnungsgemalier Absendung an die letzte bekannte Adresse nicht zugestellt
werden, insbesondere weil das Mitglied eine Adressanderung dem Verein nicht
mitgeteilt hat, geht dies zulasten des Mitglieds. Ein Ausschluss kann in diesem Fall
auch ohne vorherige Anhérung des Mitglieds erfolgen.
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6. Legt das ausgeschlossene Mitglied vor den ordentlichen Gerichten Rechtsmittel
gegen den Ausschluss ein, haben diese keine aufschiebende Wirkung.

§ 7 Mitgliedsbeitrage//weitere Pflichten der Mitglieder

1. Die HOhe des Mitgliedsbeitrags bestimmt die Mitgliederversammlung, die dafir
auch eine Beitragsordnung beschlielen kann. Der Mitgliedsbeitrag ist jahrlich fallig
zum 31. Marz. In begrindeten Einzelfallen kdnnen Zahlungspflichten vom Vorstand
ganz oder teilweise erlassen oder gestundet werden.

2. Die Mitglieder sind insbesondere verpflichtet,

- Anderungen der postalischen Adresse und/oder der E-Mail-Adresse dem
Vorstand umgehend bekanntzugeben

- den Vereinszweck zu fordern, die Satzungsregelungen einzuhalten und den
Vereinsfrieden nicht zu beeintrachtigen.

3. Solange féllige Beitrdge nicht bezahlt sind, ruht das Stimmrecht in der
Mitgliederversammlung.

§ 8 Vereinsorgane
Organe des Vereines sind

- die Mitgliederversammlung
- der Vorstand
- der wissenschaftliche Beirat.

§ 9 Mitgliederversammliung

1. Das oberste Organ ist die Mitgliederversammlung. Eine ordentliche Mitglieder-
versammlung findet einmal jahrlich statt.

2. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von
vier Wochen mit Schreiben an alle Mitglieder unter Angabe der Tagesordnung
einberufen, die durch den Vorstand durch Beschluss festgesetzt wird. Die Frist
beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Die
Einladung erfolgt grundsatzlich per E-Mail an die letzte dem Vorstand vom jeweiligen
Mitglied bekannt gegebene E-Mail-Adresse. Sollte ein Mitglied keine E-Mail-Adresse
haben oder dem Vorstand keine E-Mail-Adresse mitgeteilt haben, erfolgt die
Einladung mit einfachem Brief. Fur die ordnungsgemafRe Einladung der Mitglieder
genugt die ordnungsgemalie Absendung der E-Mail/des Briefes durch den Vorstand.

3. Jedes Mitglied kann bis spatestens 2 Wochen vor dem Tag der Mitglieder-
versammlung beim Vorstand per Brief oder E-Mail beantragen, dass weitere Ange-
legenheiten noch auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der Vorstand entscheidet
uber die endglltige Tagesordnung und Ubersendet diese - falls sich
Anderungen/Ergénzungen zur urspriinglichen Tagesordnung ergeben haben - (wie
oben beschrieben) bis 1 Woche vor der Mitgliederversammlung den Mitgliedern.
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4. Die Mitgliederversammlung ist unabhangig von der Anzahl der erschienenen
Mitglieder beschlussfahig.

5.

a) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsvorsitzenden geleitet, bei dessen
Abwesenheit von einem der stellvertretenden Vorsitzenden. Sind auch diese
abwesend, bestimmt die Mitgliederversammlung den Versammlungsleiter.

b) Der Versammlungsleiter bestimmt den Protokollfuhrer. Das Protokoll Uber den
Verlauf und die Beschliusse der Mitgliederversammlung ist vom Versammlungsleiter
und vom Protokollfihrer zu unterzeichnen.

6. Die Abstimmungen Uber Tagesordnungspunkte/Antrage erfolgen, sofern in dieser
Satzung oder in der Wahlordnung nichts anderes geregelt wird, offen per
Handzeichen. Bei Wahlen zum Vorstand und Antragen auf Abberufung von
Vorstandsmitgliedern kann schriftliche (geheime) Wahl durchgeflhrt werden. Diese
ist durchzufihren, wenn mindestens 1 stimmberechtigtes Mitglied dies in der
Mitgliederversammlung beantragt.

7. Stimmberechtigt sind alle in der Versammlung anwesenden Mitglieder. Das
Stimmrecht ist nicht Ubertragbar.

8. Die Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gultigen
Stimmen beschlossen, sofern sich aus dieser Satzung nichts anderes ergibt. Bei
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen werden wie
ungultige Stimmen gewertet.

Fur die Anderung der Satzung ist eine 2/3-Mehrheit der abgegebenen gliltigen
Stimmen erforderlich.

9. Ob Nichtmitglieder (Gaste) an der Mitgliederversammlung teilnehmen durfen,
entscheidet der Vorstand im Einzelfall und gibt die Entscheidung der
Mitgliederversammlung bekannt.

10.

a) Der Vorstand kann Beschlisse der Mitglieder auch wie folgt im Umlaufverfahren
einholen:

Der Vorstand informiert die Mitglieder in Textform entsprechend § 9 Ziffer 2. dieser
Satzung Uber das zur Abstimmung stehende Thema und setzt gleichzeitig eine Frist
von mindestens 2 Wochen, innerhalb derer das Mitglied in Textform (per Post oder
per E-Mail) antworten kann. Giiltig ist nur die jeweils erste AuBerung eines Mitglieds.
Es genugt bei dieser Form der Abstimmung die einfache Mehrheit. Ungultige
Stimmen und Enthaltungen werden ebenso nicht berlcksichtigt wie nicht
abgegebene Stimmen.

b) Das Ergebnis der Abstimmung soll den Mitgliedern in der Form des § 9 Ziffer 2.

innerhalb von 7 Tagen nach Ablauf der gesetzten Antwortfrist bekanntgegeben
werden.

§ 9a Online-Mitgliederversammlung
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1. Die Mitgliederversammlung kann nach der Entscheidung des Vorstands auch
virtuell/online durchgefihrt werden. Fir diese Form der Mitgliederversammlung
gelten ebenfalls die Regelungen des § 9 dieser Satzung, sofern sich aus dem
Folgenden nichts anderes ergibt. Insbesondere muss auch bei einer Online-
Versammlung technisch sichergestellt werden, dass die Mitgliedschaftsrechte wie
insbesondere Teilnahme-, Rede- und Stimmrecht uneingeschrankt wahrgenommen
werden kdnnen.

2. Entscheidet sich der Vorstand fur die Durchfihrung einer Online-Mitglieder-
versammlung, ist dies in der Einladung gem. § 9 Ziffer 2. unter Angabe von Datum
und Uhrzeit anzugeben.

3.

a) Die Online-Mitgliederversammlung kann insbesondere als Video-Konferenz oder
in einem Chatroom stattfinden. Die Zugangsdaten werden den Mitgliedern per E-Mail
bis 1,5 Stunden vor Beginn der Mitgliederversammlung mitgeteilt. Ausreichend ist
dabei die ordnungsgemalle Absendung der E-Mail an die letzte dem
Gesamtvorstand bekanntgegebene E-Mail-Adresse des jeweiligen Mitglieds.
Mitglieder, die Uber keine E-Mail-Adresse verflugen, erhalten die Zugangsdaten per
Post an die letzte dem Vorstand bekanntgegebene Adresse. Ausreichend ist die
ordnungsgemale Absendung des Briefes 2 Tage vor der Mitgliederversammliung.
Samtliche Mitglieder sind verpflichtet, die Zugangsdaten unter strengem Verschluss
Zu halten.

b) Teilnahmevoraussetzung an der Online-Mitgliederversammlung ist, dass sich das
Mitglied spatestens 7 Tage vorher mit einem vom Verein auf der Internetseite des
Vereins bereitgestellten Webformular anmeldet (dieses Erfordernis gilt nicht fur eine
Prasenz-Mitgliederversammlung).

4.

a) Abstimmungen erfolgen offen oder Uber Formulare in einem gesonderten Bereich.
Diese sollen so beschaffen sein, dass es technisch mdglich ist, durch Anklicken der
gewunschten Option (z.B. ,Ja/Nein/Enthaltung” oder durch Anklicken des gewunsch-
ten Kandidaten bei Wahlen) die Stimmabgabe zu vollziehen.

b) Der Versammlungsleiter hat das Ergebnis der Abstimmung umgehend
festzustellen und bekanntzugeben. Die abgegebenen Abstimmungsformulare sind
bis zum Ende der nachsten Mitgliederversammlung zu speichern.

5. Der Vorstand kann sich zur Durchfihrung einer Online-Mitgliederversammlung
unter Wahrung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen der Unterstlitzung eines
externen Dienstleisters bedienen.

§ 10 Zustandigkeit der Mitgliederversammiung

Die Mitgliederversammlung ist insbesondere flr Folgendes zustandig:

1. Entgegennahmen der Berichte des Vorstandes
2. Genehmigung des Jahresabschlusses
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Wahl des Vorstands

Entlastung des Vorstands

Beschluss uber die Aufldsung des Vereins

Beschluss Uiber Anderungen der Vereinssatzung und des Vereinszweckes
Wahl der Kassenprufer

Entgegennahme des Prifberichtes der Kassenprufer

Beschlussfassung uber eingereichte Antrage

O Abstimmung Uber die vom Vorstand vorgeschlagene Beitragsordnung.

—‘@.0°.\‘.@‘.U‘.4>.°°

§ 11 AuBerordentliche Mitgliederversammlung

1. Der Vorstand kann jederzeit eine aullerordentliche Mitgliederversammiung
einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn es das Interesse des Vereines
erfordert oder wenn die Einberufung von einem Drittel aller Mitglieder schriftlich (E-
Mail /Fax genugen nicht) unter Angabe des Zwecks und der Grinde vom Vorstand
verlangt wird.

2. Fir die auBerordentliche Mitgliederversammlung gelten im Ubrigen die Satzungs-
bestimmungen zur ordentlichen Mitgliederversammlung. Fir aullerordentliche
Mitgliederversammlungen ist eine Ladungsfrist von lediglich 2 Wochen einzuhalten
und die Tagesordnung mit der Einladung bekanntzugeben.

§ 12 Vorstand

1. Der Vorstand fuhrt die laufenden Geschafte des Vereins und die Beschlisse der
Mitgliederversammlung aus, soweit diese Satzung nicht anderen Organen Aufgaben
ausdrucklich zuweist, das gilt insbesondere fur die Mitgliederversammlung.

Der Vorstand verwaltet das Vereinsvermodgen und hat dafir zu sorgen, dass die
Einkinfte und das Vereinsvermdgen ausschlieRlich fur Zwecke des Vereins
verwendet werden.

2. Der Vorstand besteht aus
- dem Vorstandsvorsitzenden
- zwei stellvertretenden Vorsitzenden
- dem Kassenwart
- dem Schriftfuhrer (DAKEP-Office).

Der Verein wird gerichtlich und aufergerichtlich vertreten durch zwei Vorstands-
mitglieder gemeinsam, darunter muss der Vorstandsvorsitzende und/oder einer
seiner Stellvertreter sein.

3.

a) Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung aus dem Kreis
der Mitglieder fur die Dauer von drei Jahren gewahlt; die Amtszeit beginnt mit der
Annahme der Wahl in der Mitgliederversammlung, damit endet gleichzeitig die
Amtszeit des bisherigen Vorstands. Die (auch mehrfache) Wiederwahl ist zulassig.
Mit der Beendigung der Mitgliedschaft im Verein eines Vorstandsmitglieds endet
auch sein Vorstandssamt.
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b) Die Vorstandsmitglieder bleiben auch nach Ablauf der Amtszeit im Amt, bis eine
wirksame Neuwahl stattgefunden hat.

c) Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, hat der verbliebene Vorstand
das Recht, ein Vereinsmitglied fur die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen
Vorstandsmitglieds zu dessen Nachfolger zu bestimmen.

d) Die Wahl der Vorstandsmitglieder erfolgt grundsatzlich einzeln. Kann bei Wahlen
kein Kandidat die absolute Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder auf
sich vereinen, wird zwischen den beiden Kandidaten mit den meisten Stimmen eine
Stichwahl durchgefuhrt. Erreicht auch in der Stichwahl kein Kandidat die Mehrheit,
wird vom Versammlungsleiter zwischen den beiden Kandidaten das Los gezogen.

e) Die Vorstandsmitglieder kdnnen sich auch als Vorstandsteam zur Wahl stellen
(Blockwahl). Wenn sich ein Vorstandsteam zur Wahl stellt, ist daruber vorab
(ja/nein/Enthaltung) abzustimmen.

f) Mit der Beendigung der Vereinsmitgliedschaft erlischt die Vorstandsmitgliedschaft
automatisch.

4. Die Mitgliederversammlung kann Vorstandsmitglieder jederzeit mit 2/3-Mehrheit
vorzeitig abberufen.

Ausgeschiedene Vorstandsmitglieder haben dem Verein samtliche
Vereinsgegenstande, insbesondere Unterlagen, sowie Daten (gleich in welcher
Form) umgehend am Vereinssitz herauszugeben.

5.

a) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der amtierenden
Vorstandsmitglieder in der satzungsgemal} einberufenen Vorstandssitzung
anwesend ist.

b) Der Vorstand fasst seine Beschliisse nach dem Mehrheitsprinzip entsprechend § 9
Ziffer 8. Satze 1-3. Bei Stimmgleichheit entscheidet die Stimme des Vorstands-
vorsitzenden.

c) Sitzungen werden durch den Vorsitzenden oder den stellvertretenden
Vorsitzenden bei Bedarf per E-Mail oder Fax/Brief einberufen mit einer Frist von in
der Regel mindestens 5 Tagen.

In dringenden und wichtigen Ausnahmefallen kann die Einberufungsfrist verkurzt
werden.

d) Vorstandsbeschliusse konnen auch im Wege einer Video- oder Audio-
(insbesondere als Telefon-) Konferenz und im schriftlichen Umlaufverfahren erfolgen,
auch per Email. Es muss mindestens die Halfte der amtierenden Vorstandsmitglieder
teilnehmen.

e) Der Vorstand kann — auch dauerhaft - Gaste beratend (ohne Stimmrecht) zu
seinen Sitzungen einladen.

6. BeschlUsse des Vorstandes sind umgehend zu protokollieren.
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7. Der Vorstand kann Anderungen der Satzung, die von Gerichten oder Behdrden,
insbesondere dem Finanzamt, aus formalen Grinden gefordert werden (etwa zur
Erlangung/ zum Erhalt der Gemeinnutzigkeit), selbst vornehmen und hat die
Mitglieder daruber per E-Mail oder postalisch zu informieren.

8. Die Vereins- und Organamter werden grundsatzlich ehrenamtlich ausgeubt, soweit
nicht diese Satzung etwas anderes bestimmt. Die Mitgliederversammlung kann bei
Bedarf und unter Berlcksichtigung der wirtschaftlichen Verhaltnisse und der
Haushaltslage beschlieRen, dass Vereins- und Organamter gegen Zahlung einer
Aufwandsentschadigung im Rahmen der steuerlichen Ehrenamtspauschale ausgeubt
werden. Fur die Entscheidung Uber Vertragsinhalte ist der Vorstand zustandig.

9. Mitglieder und Mitarbeiter des Vereines haben einen Aufwendungs-
ersatzanspruch nach § 670 BGB fur solche Aufwendungen, die ihnen durch die
Tatigkeit fur den Verein entstanden sind. Dabei ist das Gebot der Sparsamkeit im
Sinne des Vereines zu beachten.

Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von vier
Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Aufwendungen muissen
mit pruffahigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden.

10. Der Vorstand kann sich eine Geschaftsordnung geben, in der die Verfahrens-
fragen seiner Arbeit geregelt werden, insbesondere die Einberufung von Sitzungen.

11. Der Vorstand kann Mitglieder und Nichtmitglieder des Vereins durch schriftliche
Vollmacht mit der Vertretung des Vereins in einzelnen Aufgaben und/oder
Rechtsgeschaften beauftragen.

12. Die ehrenamtlich tatigen Vorstandsmitglieder haften dem Verein nur fur Vorsatz
und grobe Fahrlassigkeit.

§ 13 Finanzverwaltung und Kassenpriifer

1. Die Finanzen des Vereins sind durch ordnungsgemale Aufzeichnung der
Einnahmen und Ausgaben und Uber die Erstellung eines Haushaltsplans sowie einer
Jahresrechnung zu verwalten.

Die Jahresrechnung und der Geschaftsbericht sind vom Vorstand oder von einer von
ihm beauftragten Person in der Mitgliederversammlung zu prasentieren. Fragen dazu
aus den Reihen der Mitglieder sind auch vom Vorstand zu beantworten.

2. Die Mitgliederversammlung wahlt 2 Kassenprufer, die nicht dem Vorstand
angehdren dirfen. Die Amtszeit der Kassenprifer betragt 3 Jahre. Die mehrfache
Wiederwahl ist zulassig. Sollte nur 1 Kassenprufer gewahlt werden, prift dieser die
Kasse alleine. Das gilt auch, wenn einer von 2 gewahlten Kassenprifern wahrend
der Amtszeit ausscheidet; in diesem Fall soll die nachste Mitgliederversammlung
einen neuen Kassenprufer wahlen.

3.

a) Die Kassenprufer prifen einmal jahrlich die gesamte Vereinskasse mit allen
Konten, Buchungsunterlagen und Belegen und erstatten der Mitgliederversammlung
daruber Bericht.
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b) Samtliche Unterlagen sind den Kassenprifern so rechtzeitig vor der
Mitgliederversammlung vorzulegen, dass diese den Prifbericht ordnungsgemafn
erstellen konnen. Die Kassenprufer haben die ordnungsgemafle Verbuchung zu
prifen und insbesondere auch die satzungsgemalle und steuerlich korrekte
Mittelverwendung festzustellen.

§ 14 Vereinsordnungen

Der Vorstand ist berechtigt, durch Beschluss folgende Ordnungen zu erlassen:
Beitragsordnung,  Finanzordnung, @ Wahlordnung, Datenschutzordnung und
Geschaftsordnung. Die Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung. Die
Mitgliederversammlung kann die Ordnungen durch Mehrheitsbeschluss andern.

§ 15 Wissenschaftlicher Beirat

1. Der Wissenschaftliche Beirat besteht aus Fachberatern mit unterschiedlichen
Fachkompetenzen und setzt sich aus Mitgliedern des Vereins zusammen. Er berat
den Vorstand in fachbezogenen und wissenschaftlichen Fragen und ist ein
wesentlicher Bestand bei der Ausrichtung von Fachveranstaltungen.

2. Der Beirat wird vom Vorstand fur die Dauer von drei Jahren ernannt. Der Vorstand
benennt auch den Vorsitzenden des Beirats. Der Vorsitzende des Beirats soll die
Fachberater bandeln, mit den Fachberatern in regelmaRigem Austausch stehen und
dem Vorstand berichten.

3. Die Beiratsmitglieder erhalten fur ihre Tatigkeit keine Vergltung, aber mit Belegen
nachgewiesene Auslagen wie Fahrt- und Portokosten erstattet.

4. Der Beirat fungiert als Ansprechpartner fur die Betreuung wissenschaftlicher
Arbeiten von Studenten der kooperierenden Hochschulen.

§ 16 Kooperationspartner

1. Juristische Personen und Institutionen sowie Unternehmen kdnnen Kooperations-
partner des Vereins werden. Sie werden allerdings kein Mitglied und haben daher
keine Mitgliedschaftsrechte und keine Beitragspflichten.

2. Der Verein arbeitet mit seinen Kooperationspartnern zur Férderung des Vereins-
zwecks zusammen. Die Kooperationspartner kénnen auch mit dem Wissenschaft-
lichen Beirat zusammenarbeiten.

§ 17 Datenschutz

1. Zur Erfullung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der
Vorgaben zum Datenschutz, insbesondere der EU-Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), personenbezogene Daten
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(insbesondere Name, Adresse und sonstige Kontaktdaten) Uber die Mitglieder
gespeichert und verarbeitet.

2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften genannten Voraussetzungen vorliegen,
hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte:

das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO

das Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO

das Recht auf Loschung nach Art. 17 DSGVO

das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO
das Recht auf Datenubertragbarkeit nach Art. 20 DSGVO und

das Widerspruchsrecht nach Art. 21 DSGVO.

3.

a) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst fur den Verein Tatigen ist
es untersagt, personenbezogene Daten von Mitgliedern unbefugt zu anderen als
dem jeweiligen zur Aufgabenerflllung gehérenden Zweck zu verarbeiten,
bekanntzugeben, Dritten zuganglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht
besteht auch Uber das Ausscheiden sowohl des Mitglieds als auch der oben
genannten Personen aus dem Verein hinaus.

b) Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden personenbezogene Daten geldscht,
sobald ihre Kenntnis nicht mehr erforderlich ist. Daten, die einer gesetzlichen oder
satzungsmalligen Aufbewahrungspflicht unterliegen, werden fir die weitere
Verwendung gesperrt und nach Ablauf der Aufbewahrungspflicht geléscht.

§ 18 Auflosung

1.

a) Die Auflésung des Vereins kann nur von einer aul3erordentlichen Mitglieder-
versammlung mit dem Tagesordnungspunkt ,Aufldsung des Vereins® beschlossen
werden.

b) Die Einladungsfrist betragt 1 Monat. Beschlussfahigkeit liegt diesbezuglich nur vor,
wenn mindestens 90% der stimmberechtigten Vereinsmitglieder anwesend sind.

c) Wird das Quorum nicht erreicht, kann mit Frist von 3 Wochen erneut zur
aulderordentlichen Mitgliederversammlung zwecks Vereinsauflosung eingeladen
werden; diese Mitgliederversammlung ist ohne Rucksicht auf die Anzahl der
erschienenen Mitglieder beschlussfahig; darauf ist in der Einladung hinzuweisen.

d) Die Abstimmung erfolgt geheim und schriftlich. Zur Auflésung des Vereins ist eine
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gultigen Stimmen erforderlich; Stimm-
enthaltungen bleiben aul3er Betracht.

2. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschlie3t, sind im Falle der
Auflosung der Vorstandsvorsitzende und die beiden stellvertretenden Vorsitzenden
als Liquidatoren des Vereins bestellt. Jeweils 2zwei Liquidatoren vertreten
gemeinsam.
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3. Bei Auflosung oder Aufhebung der Korperschaft oder bei Wegfall steuerbe-
gunstigter Zwecke fallt das Vermogen der Korperschaft an

Arzte ohne Grenzen e.V., Schwedenstr. 9, 13359 Berlin,

der es ausschlieBlich und unmittelbar fUr gemeinnutzige/mildtatige Zwecke zu
verwenden hat.

Vorstandsvorsitzende 1. Stellv. Vorstandsvorsitzender

-

Dr. Katja Scholtes Prof. Dr. Thomas Wurmb
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2. Stellv. Vorstandsvorsitzender

Prof. Dr. Dr. Alex Lechleuthner



